
Der Krieg ist noch lange nicht vorbei. Das
zeigt nicht nur die Entschlossenheit der US-
Regierung, mit Syrien jetzt das Spielchen zu
wiederholen, das sie mit Saddam getrieben
hat. Auch die Etablierung einer Kolonialregie-
rung in Bagdad trifft dort auf massiven Wi-
derstand, wie die Demonstrationen vor Ostern
in der irakischen Hauptstadt gezeigt haben.
Die Antikriegsbewegung und die globalisie-
rungskritische Bewegung, aber auch die Ge-
werkschaften, die bisher die Millionenprotes-
te getragen haben, müssen nun, da das Regi-
me von Saddam gefallen ist, die Stoßrichtung
ihrer Mobilisierungen weiterentwickeln.

1. Der Irak gehört den Irakern…
Bundeskanzler Schröder hat sich mal wie-
der weit aus dem Fenster gehängt, als er die-
sen Ausspruch tat, kaum hatten die GIs die
Regierungsgebäude in Bagdad besetzt und
war der Widerstand der irakischen Armee
zusammengebrochen. Das war damals un-
verhohlen an die Adresse Washingtons ge-
richtet: Deutschland werde, zusammen mit
Frankreich und Russland, nicht hinneh-
men, dass die USA die Kriegsbeute allein
einstreichen wollen. Hinter diese Haltung
hat sich inzwischen die gesamte EU ge-
schart, sie gipfelt in der Forderung nach ei-
ner „legitimen, von der UNO anerkannten
Regierung“.

Diese Formulierung besagt nicht dassel-
be wie die Forderung, dass allein die iraki-
sche Bevölkerung über die Zusammenset-
zung der neuen Regierung zu bestimmen
hat. Eine von der UNO eingesetzte Regie-
rung wäre nach deutscher Lesart legitim,
würde aber das Kriterium der Selbstbestim-
mung der Bevölkerung im Irak dennoch
nicht erfüllen. Mindestvoraussetzungen für
eine selbstbestimmte Regierung im Irak
sind:
■ Keine ausländische Militärpräsenz im
Irak!
■ Keine Reparationen! Der Irak darf nicht
in die Schuldenabhängigkeit getrieben wer-
den.
■ Hände weg vom irakischen Öl!
■ Die durch den Krieg geschaffenen Zu-
stände können nicht Grundlage für einen

friedlichen Wiederaufbau sein. Die UNO
muss deshalb den Krieg im Nachhinein als
völkerrechtswidrig verurteilen.

Der Weltöffentlichkeit wurde vorge-
macht, der Krieg sei „für die Demokratie im
Irak“ geführt worden. Zentraler Bestandteil
von Demokratie aber ist das Selbstbestim-
mungsrecht der Bevölkerung eines Landes.
Diese Forderung ist im Irak und im Nahen
Osten sehr lebendig, wie die anhaltenden
Demonstrationen nach dem Ende der
Kriegshandlungen zeigen. Die Antikriegs-
bewegung muss sie aufgreifen, wenn sie
mehr sein will als eine Bewegung zur Ab-
wehr militärischer Gewalt.

2. …auch das Öl unter
ihrem Sand!
Der Krieg gegen Irak war ein verdeckter in-
nerimperialistischer Krieg. Er richtete sich
in der Substanz nicht gegen Saddam Hus-
sein, sondern gegen andere imperialisti-
sche Konkurrenten. Das Geschacher um die
irakischen Ölreserven macht deutlich, dass
hier ein Wirtschaftskrieg um das wichtigste
Schmiermittel der westlichen „Zivilisation“
mit militärischen Mitteln ausgetragen wur-
de. Die „westliche Allianz“ hat davon einen
tiefen Riss bekommen, der nicht zu kitten
sein wird, solange die kapitalistische Kon-
kurrenzlogik das Wirtschaftsgeschehen do-
miniert.

Das ist das Neue an diesem Krieg gegen-
über vorhergehenden Kriegen, deswegen
stellt er auch eine zusätzliche Gefährdung,
nicht nur der Völker im Nahen Osten, son-
dern auch der Bevölkerungen in den impe-
rialistischen Ländern dar. Sie haben die Be-
drohung gespürt und sind massiv auf die
Straße gegangen.

Dieser Krieg ist lange nicht zu Ende. Der
Streit um die Kontrolle über das irakische –

und saudische und iranische und kasachi-
sche… – Öl wird nach dem Fall von Bagdad
mit den Mitteln der Politik fortgesetzt, aber
es ist nur eine Frage der Zeit, wann ein neu-
es Land zum Zankapfel und casus belli er-
klärt wird.

Die Antikriegsbewegung darf nicht die
Stellung irgendeines imperialistischen
Konkurrenten auf Kosten eines anderen un-
terstützen; vielmehr gilt es, uneinge-
schränkt das Recht der Völker zu verteidi-
gen, über ihre natürlichen Ressourcen sou-
verän zu verfügen.

3. Nein zur Militarisierung der EU!
Die europäischen Regierungen – darin sind
sie sich alle einig – ziehen aus dem Krieg die
Schlussfolgerung, dass die USA nicht allein
in der Lage sein sollen, sich die Kontrolle
über Rohstoffe zu sichern, die ihnen nicht
gehören. Sie teilen mit ihnen den imperia-
listischen Anspruch auf die Ressourcen der
Welt.

Die Antikriegsbewegung muss diese im-
perialistische Logik grundsätzlich ableh-
nen; sie ist die Ursache für Kriege wie in Af-
ghanistan oder im Irak oder die, die im Na-
hen und Mittleren Osten oder auch in La-
teinamerika noch folgen werden. Sie muss
auch die sich daraus ableitende Grundlage
der neuen NATO-Politik ablehnen, wonach
die „Unterbrechung der Zufuhr lebens-
wichtiger Ressourcen“ ein „Verteidigungs-
fall“ ist.

Eine Aufrüstung der EU würde der sich
verschärfenden ökonomischen Konkur-
renz um die knapper werdenden Ressour-
cen die militärische Konkurrenz zwischen
den imperialistischen Ländern hinzufügen.
Zwangsläufig würden daraus größere, län-
gere und noch zerstörerische Kriege folgen.

4. Eine alternative
Weltwirtschaftsordnung
Ein wesentliches Motiv für den Krieg gegen
den Irak war die Hoffnung maßgeblicher
Wirtschaftskreise, die Zerstörungen, die der
Krieg im Irak anrichtet, könnten sich als
Konjunkturprogramm auswirken. Eine zy-
nische Motivation, die zeigt, wie sehr die ka-
pitalistische Wirtschaftsordnung an ihr En-
de gekommen ist, weil sie nicht mehr in der
Lage ist, auf friedlichem Wege zu expandie-
ren.

Die Antikriegsbewegung muss auch die-
ser ökonomischen Logik des Krieges Paroli
bieten. Eine Wirtschaft, die die Herstellung
dessen, was die Menschheit an Nahrungs-
mitteln und Industriegütern braucht, auf ei-
ne kleine Region konzentriert und die große
Mehrheit der Weltbevölkerung zu abhängi-
gen, verarmten Konsumenten importierter
Produkte macht, kann nur zu Kriegen
führen. Sie ist kein Modell einer Weltwirt-

schaft, die die Entwicklung aller Regionen
der Welt befördert.

Die einzige Alternative besteht im Ent-
wurf einer anderen Weltwirtschaftsord-
nung, die ihre Abhängigkeit von fossilen
Brennstoffen massiv reduziert und sich auf
Gleichheit und Kooperation zwischen den
Völkern gründet.

5. Keine deutsche
Interventionsarmee!
Die neue NATO-Doktrin (siehe oben) recht-
fertigt de facto Angriffskriege. Darauf auf-
bauend bezeichnet die Bundeswehr seit
1992 „den ungehinderten Zugang zu Märk-
ten und Rohstoffen“ als „vitale Sicherheits-
interessen“ der Bundesrepublik. Da ist es
völlig logisch, dass Peter Struck, „die Frei-
heit Deutschlands am Hindukusch verteidi-
gen“ will. Ein solcher Auftrag fragt nicht
nach dem Völkerrecht, sondern nach der
Zweckmäßigkeit eines Krieges für die eige-
ne Wirtschaft.

Wenn die Antikriegsbewegung ihre Ab-
lehnung von Präventivkriegen und ihre Bin-
dung an das Völkerrecht ernst nimmt, muss
sie den auch von „Rot-Grün“ betriebenen
Ausbau der Bundeswehr zu einer Interven-
tionsarmee stoppen.

6. Weiterentwicklung
des Völkerrechts
Grundsätzlich ist eine Weltordnung abzu-
lehnen, die darauf basiert, dass ein Land
oder eine Gruppe von Ländern sich das
Recht anmaßt, Weltpolizei zu spielen und
darüber zu befinden, welche Regierung und
welche politische Ordnung ein Land haben
darf. Diesen Grundsatz haben die USA (aber
nicht sie allein) nach dem Zweiten Weltkrieg
immer dann verletzt, wenn sie ihre geopoli-
tischen Interessen gefährdet sahen. Die Be-
gründung „Wir bringen oder wir sichern die
Demokratie“ war immer Vorwand. Die
Wirklichkeit war häufig genau entgegenge-
setzt: Die USA haben gewählte Regierungen
mit Hilfe blutiger Militärputsche abgesetzt
und Diktaturen an die Macht gebracht.

Das notwendige, gemeinsame Interesse
aller Völker an der weltweiten Entwicklung
von Demokratie kann nicht gewaltsam
durchgesetzt werden, auch nicht per UN-
Beschluss. Demokratie kann nur von unten
durchgesetzt werden und fordert den Re-
spekt vor den Souveränitätsrechten einer
Nation oder eines Volkes. In diesem Sinne
muss die UN-Charta von 1948 weiterent-
wickelt werden – durch systematische Un-
terbindung jeglicher Militär- und Finanz-
hilfen für diktatorische Regimes; durch eine
Politik, die die Selbstorganisation der lan-
deseigenen Opposition befördert; durch die
Verpflichtung zu einer offenen Asylpolitik.
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Was will die SoZ?
Die Sozialistische Zeitung (SoZ) setzt sich

zum Ziel, publizistisch dazu beizutragen,
alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, geknechtetes, verlas-
senes und verächtliches Wesen ist.

Sie versteht sich deshalb als Teil der emanzi-
patorischen Bewegungen, deren Ziel die

Befreiung der Menschen von Unterdrückung,
Ausbeutung, Entfremdung und Gewalt ist.

Der Kampf für umfassende Emanzipation
kann nur erfolgreich sein, wenn die unter-

drückten und entfremdeten Menschen sich für
ihre eigenen Interessen und gegen Unterdrü-
ckung und Erniedrigung selbst engagieren.
Deshalb verteidigt die SoZ demokratische
Ansprüche individueller wie kollektiver Art
und bekämpft alle Formen ausgrenzender Dis-
kriminierung (Chauvinismus, Sexismus, Ras-
sismus, Antisemitismus usw.) in der bürgerli-

chen Gesellschaft wie auch innerhalb linker
Organisationsformen.

Der Kampf für umfassende Emanzipation in
der bürgerlich-kapitalistischen Gesell-

schaft wird nicht zuletzt entlang des Wider-
spruchs zwischen Lohnarbeit und Kapital ge-
führt. Deshalb versteht sich die SoZ als grund-
sätzliche Gegnerin der weltweit vorherrschen-
den kapitalistischen Gesellschaft und ergreift
Partei für die gegen Profitstreben und Konkur-
renzkampf streitenden abhängig Beschäftig-
ten.

Es gibt Widersprüche, die nicht auf den Wi-
derspruch von Lohnarbeit und Kapital zu

reduzieren sind – die Geschlechterfrage und
die Ökologiefrage bspw. oder die Missachtung
demokratischer Rechte von besonders unter-
drückten und benachteiligten Bevölkerungs-
teilen. Deren praktische und theoretische Be-
arbeitung erfordert eigenständige Mittel. Ihre
besondere Ausformulierung erfahren diese
Widersprüche durch die bürgerliche Gesell-

schaft und den sie zentral durchziehenden Wi-
derspruch zwischen Kapital und Arbeit. Es be-
darf deswegen einer neuen, sich nicht selbst
herstellenden Einheit in der Vielfalt, eines neu-
en Bündnisses von demokratischen und so-
zialistischen Kämpfen.

Da der Kampf um umfassende Emanzipati-
on ein internationaler ist und letzten En-

des auch nur dann erfolgreich sein kann, wenn
er als internationalistischer weltweit geführt
wird, versteht die SoZ die Förderung interna-
tionaler Solidarität und internationaler Zu-
sammenarbeit als eine besondere Aufgabe der
Zeitung.

Notwendig ist eine sozialistische Gesell-
schaft. Ihre ökonomische Grundlage kann

nur sein: eine demokratisch geplante, selbst-
verwaltete Wirtschaft, die sich vor allem an den
Bedürfnissen der Menschen orientiert – an-
statt am Profit der Unternehmer und Banker
oder den Privilegien der Bürokraten. Ihre poli-
tische Grundlage kann nur sein: Die Verwirkli-

chung der breitesten Demokratie, die Selbst-
bestimmung der Produzenten und die Selbst-
organisation all derer, die einer besonderen
Form der Unterdrückung unterliegen. Ziel
muss also eine Gesellschaft sein, die im Ge-
gensatz zur bürgerlich-kapitalistischen Klas-
sengesellschaft und zu den ehemaligen büro-
kratischen Regimen (in der Ex-DDR, der Ex-
UdSSR, in China usw.) steht. Sozialistische De-
mokratie kann sich nur da entwickeln, wo in-
dividuelle Rechte garantiert und erweitert wer-
den, wo sich politische, soziale und kulturelle
Demokratie entwickeln kann, ohne auf Gren-
zen von Macht und Herrschaft zu stoßen.

Eine solche Gesellschaft von morgen wird in
den Kämpfen von heute aufgebaut. Die SoZ

als eine von Parteien unabhängige Zeitschrift
tritt in diesen Kämpfen für die Einheit der so-
zialistischen Kräfte und für den Aufbau einer
organisierten Gegenmacht ein, die uneinge-
schränkt für diese Ziele steht.
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